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An

HELFERLINE GmbH
Porzellangasse 50/11
1090 Wien
Osterreich

Bericht Uber die Erstellung des Jahresabschlusses zum 31. Dezember 2020

Wir haben auftragsgemaR den nachstehenden Jahresabschluss der HELFERLINE GmbH zum 31.12.2020 —
bestehend aus Bilanz und Gewinn- und Verlustrechnung — auf Grundlage der Buchfihrung und des
Inventars sowie der Vorgaben zu den anzuwendenden Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden erstellt.

Grundlage fur die Erstellung des Abschlusses waren die von uns gefuhrte Buchhaltung sowie Lohn- und
Gehaltsbuchfuhrung und die uns dartber hinaus vorgelegten Belege, Bucher und Bestandsnachweise, die
wir auftragsgemaf nicht auf Ordnungsmafigkeit oder Plausibilitat gepruft haben, sowie die uns erteilten
Auskunfte. Die Buchfuhrung sowie die Aufstellung des Inventars und des Jahresabschlusses nach den
Vorschriften des UGB und den erganzenden Bestimmungen des Gesellschaftsvertrags liegen in lhrer
Verantwortung.

Wir haben weder eine Abschlussprifung noch eine pruferische Durchsicht des Abschlusses noch
eine sonstige Prufung oder vereinbarte Untersuchungshandlungen vorgenommen und geben demzufolge
keine Zusicherung (Bestétigung) zum Abschluss.

Sie sind sowohl fur die Richtigkeit als auch fur die Vollstandigkeit der uns zur Verfugung gestellten
Unterlagen und Auskinfte verantwortlich. Die von lhnen unterfertigte Vollstandigkeitserklarung,
wonach uns die gesetzlichen Vertreter bestétigen, dass uns alle zur Erstellung eines Abschlusses, der einen
getreuen Einblick in die Vermdgens-, Finanz- und Ertragslage ermdoglicht, erforderlichen Unterlagen und
Auskunfte erteilt wurden, haben wir zu unseren Akten genommen.

Der Erstellungsauftrag wurde unter Beachtung des Fachgutachtens KFS/RL 26 ,,Grundsatze fur die
Erstellung von Abschlussen* durchgefuhrt. FuUr den Erstellungsauftrag gelten die Allgemeinen
Auftragsbedingungen (AAB) fur Wirtschaftstreuhandberufe der Kammer der Steuerberater und
Wirtschaftsprufer (KSW) in der Fassung vom 18.04.2018 (siehe Beilage).

Eine Weitergabe des von uns erstellten Abschlusses an Dritte darf nur unter Beigabe des
Erstellungsberichts erfolgen.

Im Falle der Weitergabe des von uns erstellten Abschlusses an Dritte gelten die in Punkt 7. der AAB fur
Wirtschaftstreuhandberufe der KSW enthaltenen Ausfuhrungen zur Haftung auch gegenuber Dritten
(Haftungsbeschrankung auf das Zehnfache der Mindestversicherungssumme der Berufshaftpflicht-
versicherung gemanR 8 11 WTBG).

Gesellschaftssitz Wien, Handelsgericht Wien, FN 81343 y, DVR 0008117, WT—Code 800448, UID: ATU16070007
Es gelten die Allgemeinen Auftragsbedingungen fur Wirtschaftstreuhandberufe (www.deloitte.at).

Deloitte bezieht sich auf Deloitte Touche Tohmatsu Limited, eine "UK private company limited by guarantee”

(,DTTL®), deren Netzwerk von Mitgliedsunternehmen und deren verbundenen Unternehmen. DTTL und jedes ihrer

Mitgliedsunternehmen sind rechtlich selbststandige und unabhangige Unternehmen. DTTL (auch “Deloitte Global"

genannt) erbringt keine Dienstleistungen fur Kunden. Unter www.deloitte.com/about finden Sie eine detaillierte .
Beschreibung von DTTL und ihrer Mitgliedsunternehmen. SE|te 3



HELFERLINE GmbH
FN 449634b

Aktiva

A. Anlagevermogen
I. Immaterielle Vermdgensgegenstande
1. Software sowie Lizenzen

2. geleistete Anzahlungen

I1. Sachanlagen

1. Bauten
davon Investitionen in fremde Gebaude

2. Betriebs- und Geschaftsausstattung

B. Umlaufvermogen
I. Vorrate

1. Waren

I1. Forderungen und sonstige Vermogensgegenstande
1. Forderungen aus Lieferungen und Leistungen

2. sonstige Forderungen und Vermdodgensgegenstande
davon mit einer Restlaufzeit von mehr als einem Jahr

I1l. Kassenbestand

C. Rechnungsabgrenzungsposten

Summe Aktiva

31.12.2020 31.12.2019
EUR TEUR
44.834,69 6
0,00 42
44.834,69 49
63.642,74 0
63.642,74 0
10.671,04 3
74.313,78 3
119.148,47 51
4.500,68 0
73.945,16 31
77.383,59 26
15.317,00 15
151.328,75 56
3.849,81 0
159.679,24 57
974,53 4
279.802,24 112

Passiva

A. Negatives Eigenkapital, Eigenkapital

I. eingefordertes Stammkapital
Ubernommenes Stammkapital
nicht eingeforderte ausstehende Einlagen
einbezahltes Stammkapital

1. Kapitalricklagen
1. nicht gebundene

I11. Bilanzverlust
davon Verlustvortrag, davon Gewinnvortrag
B. Investitionszuschusse

C. Ruckstellungen

1. sonstige Ruckstellungen

D. Verbindlichkeiten

1. Verbindlichkeiten gegentber Kreditinstituten

davon mit einer Restlaufzeit von bis zu einem Jahr

2. erhaltene Anzahlungen auf Bestellungen
davon mit einer Restlaufzeit von bis zu einem Jahr

3. Verbindlichkeiten aus Lieferungen und Leistungen

davon mit einer Restlaufzeit von bis zu einem Jahr

4. sonstige Verbindlichkeiten
davon aus Steuern
davon im Rahmen der sozialen Sicherheit
davon gegenuber Gesellschaftern
davon mit einer Restlaufzeit von bis zu einem Jahr

davon mit einer Restlaufzeit von bis zu einem Jahr

Summe Passiva

Datum, Geschéaftsfuhrung

Bilanz zum 31. Dezember 2020

31.12.2020 31.12.2019
EUR TEUR
20.921,50 21
36.843,00 37
-15.921,50 -16
20.921,50 21
198.157,00 198
-368.346,81 -186
-185.886,00 20
-149.268,31 33
44.073,89 9
4.620,39 4
184.253,29 22
184.253,29 22
146,66 0
146,66 0
67.459,22 35
67.459,22 35
128.517,10 9
28.034,94 1
52.414,09 4
20.194,06 0
128.517,10 9
380.376,27 66
380.376,27 66
279.802,24 112
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Gewinn- und Verlustrechnung 2020

HELFERLINE GmbH

FN 449634b
1. Umsatzerlése
2. sonstige betriebliche Ertrage
3. Aufwendungen fur Material und sonstige bezogene
Herstellungsleistungen
a) Materialaufwand
b) Aufwendungen fur bezogene Leistungen
4. Personalaufwand
a) Gehalter
b) soziale Aufwendungen
5. Abschreibungen
a) auf immaterielle Gegenstdnde des Anlagevermdgens und
Sachanlagen
6. sonstige betriebliche Aufwendungen
7. Zwischensumme aus Z 1 bis 6 (Betriebsergebnis)
8. sonstige Zinsen und ahnliche Ertrage
9. Zinsen und ahnliche Aufwendungen
10. Zwischensumme aus Z 8 bis 9 (Finanzergebnis)
11. Ergebnis vor Steuern (Summe aus Z 7 und Z 10)
12. Steuern vom Einkommen
13. Ergebnis nach Steuern
14. Jahresfehlbetrag
15. Verlust-/Gewinnvortrag aus dem Vorjahr
16. Bilanzverlust

2020 2019

EUR TEUR
382.636,29 178
42.300,16 10
-47.084,96 -9
-13.381,94 0]
-60.466,90 -9
-177.351,46 -116
-62.959,94 -38
-240.311,40 -154
-32.440,05 -26
-270.506,37 -203
-178.788,27 -205
101,58 (0]
-3.275,12 (0)
-3.173,54 (0)
-181.961,81 -205
-499,00 -1
-182.460,81 -206
-182.460,81 -206
-185.886,00 20
-368.346,81 -186

Datum, Geschéaftsfuhrung

Seite 5



HELFERLINE GmbH
FN 449634b

Aktiva

A. Anlagevermogen
I. Immaterielle Vermbgensgegenstande

1. Software sowie Lizenzen

111 Lizenzen
120 Software

2. geleistete Anzahlungen
180 Anzahlungen fur immaterielles Vermdgen

Il. Sachanlagen

1. Bauten
360 Shop - Investitionen in fremden Betriebsgebauden

2. Betriebs- und Geschéaftsausstattung

600 Betriebs- und Geschaftsausstattung
620 Buromaschinen, EDV-Anlagen
680 Geringwertige Vermoégensgegenstande

B. Umlaufvermdgen
I. Vorrate

1. Waren
1600 Waren

Il. Forderungen und sonstige Vermdgensgegenstande

1. Forderungen aus Lieferungen und Leistungen

2000 Lieferforderungen Inland
2060 noch nicht fakturierte Lieferungen und Leistungen

2. sonstige Forderungen und Vermégensgegenstande

2289 geleistete Anzahlungen

2300 Sonstige Forderungen

2301 debitorische Kreditoren (Ausweiskorrektur)
2584 Kautionen

3720 Verrkonto Mag. Schmidgruber

I11. Kassenbestand
2700 Kasse

C. Rechnungsabgrenzungsposten
2900 aktive Rechnungsabgrenzungsposten
Summe Aktiva

Bilanz zum 31. Dezember 2020

31.12.2020 31.12.2019
EUR EUR
13.000,00 6.200,00
31.834,69 0,14
44.834,69 6.200,14
0,00 42.446,07
44.834,69 48.646,21
63.642,74 0,00
8.520,48 1.259,92
2.150,56 1.443,75
0,00 0,00
10.671,04 2.703,67
74.313,78 2.703,67
119.148,47 51.349,88
4.500,68 389,86
70.323,08 30.554,85
3.622,08 0,00
73.945,16 30.554,85
624,64 49,99
61.083,19 10.321,02
358,76 0,00
15.317,00 15.317,00
0,00 79,07
77.383,59 25.767,08
151.328,75 56.321,93
3.849,81 175,18
159.679,24 56.886,97
974,53 4.006,31
279.802,24 112.243,16
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HELFERLINE GmbH
FN 449634b

Passiva

A. Negatives Eigenkapital, Eigenkapital

I. eingefordertes Stammkapital
9000 Kapital

9100 nicht eingeforderte ausstehende Stammeinlagen

einbezahltes Stammkapital
1. Kapitalrucklagen

1. nicht gebundene
9240 nicht gebundene Rucklagen

I11. Bilanzverlust

9371 Jahresverlust
9380 Gewinnvortrag aus Vorjahren
9381 Verlustvortrag aus Vorjahren

davon Verlustvortrag, davon Gewinnvortrag

9380 Gewinnvortrag aus Vorjahren
9381 Verlustvortrag aus Vorjahren

B. Investitionszuschisse
9550 Investitionszuschisse

C. Ruckstellungen

1. sonstige Ruckstellungen
3041 Ruckstellung fur nicht konsumierte Urlaube

D. Verbindlichkeiten

1. Verbindlichkeiten gegenuber Kreditinstituten

2800 Bankguthaben
3110 Erste Bank 1764 1201

2. erhaltene Anzahlungen auf Bestellungen
3289 Anzahlungen von Kunden

3. Verbindlichkeiten aus Lieferungen und Leistungen

3300 Lieferverbindlichkeiten Inland
3330 noch ausstehende Rechnungen

4. sonstige Verbindlichkeiten

2520 Noch nicht verrechenbare Vorsteuer
3480 Gesellschafterdarlehen

3510 noch nicht geschuldete Umsatzsteuer
3520 Umsatzsteuer-Zahllast

3530 Verrechnung Finanzamt

3540 Verrechnung Lohnsteuer

3541 Verrechnung Dienstgeberbeitrag
3542 Verrechnung Dienstgeberzuschlag
3550 Verrechnung Kommunalsteuer

3551 Verrechnung Wiener Dienstgeberabgabe
3560 Verrechnung Kammerumlage

Bilanz zum 31. Dezember 2020

31.12.2020 31.12.2019
EUR EUR
36.843,00 36.843,00
-15.921,50 -15.921,50
20.921,50 20.921,50
20.921,50 20.921,50
198.157,00 198.157,00
-182.460,81 -205.916,36
37.065,26 37.065,26
-222.951,26 -17.034,90
-368.346,81 -185.886,00
37.065,26 37.065,26
-222.951.,26 -17.034.90
-185.886.00 20.030.36
-149.268,31 33.192,50
44.073,89 9.271,02
4.620,39 3.644,73
86.481,11 22.064,22
97.772,18 0,00
184.253,29 22.064,22
146,66 0,00
63.759,84 34.713,55
3.699,38 110,54
67.459,22 34.824,09
-67,00 0,00
20.024,11 0,00
603,68 0,00
7.918,77 -346,69
12.411,55 0,00
848,28 447,89
666,85 430,79
64,99 41,97
4.908,24 331,38
626,00 50,00
53,58 97,93
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HELFERLINE GmbH

FN 449634b

Passiva

3600 Sozialversicherungsanstalten

3640

3701 kreditorische Debitoren

3720

3750 Verrkto. Gutscheine
3751 Verrkto. POSA-Karten
3765 Kautionen

3810 Verrkonto Visa 0018

davon aus Steuern

Noch nicht verrechenbare Vorsteuer
noch nicht geschuldete Umsatzsteuer
Umsatzsteuer-Zahllast

Verrechnung Finanzamt

Verrechnung Lohnsteuer

Verrechnung Dienstgeberbeitrag
Verrechnung Dienstgeberzuschlag
Verrechnung Kommunalsteuer
Verrechnung Wiener Dienstgeberabgabe
Verrechnung Kammerumlage

davon im Rahmen der sozialen Sicherheit

3600

Sozialversicherungsanstalten

davon gegenuber Gesellschaftern

3480
3720

Gesellschafterdarlehen
Verrkonto Mag. Schmidgruber

Summe Passiva

Verrechnung L6hne und Gehaélter

Verrkonto Mag. Schmidgruber

Bilanz zum 31. Dezember 2020

31.12.2020 31.12.2019
EUR EUR
52.414,09 3.772,14
8.881,94 0,00
736,50 120,00
169,95 0,00
1.096,00 860,00
7.585,00 573,00
100,00 0,00
9.474,57 2.868,19
128.517,10 9.246,60
-67,00 0,00

603,68 0,00
7.918,77 -346,69
12.411,55 0,00
848,28 447,89

666,85 430,79

64,99 41,97
4.908,24 331,38
626,00 50,00

53,58 97,93
28.034,94 1.053,27
52.414,09 3.772,14
20.024,11 0,00
169,95 0,00
20.194,06 0,00
380.376,27 66.134,91
279.802,24 112.243,16
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HELFERLINE GmbH

FN 449634b

1. Umsatzerlose

Erlése Inland

4000
4020
4025
4030
4040
4060
4070
4080
4090
4096

Erlése Vermittlungsprovisionen 20 %
Erlése Dienstleistungen 20%

Erldse Mieteinnahmen 20%

Erlése Expressleistungen 20%
Abgrenzung Erlése n.stb.

Erlése Kooperationspartner 20%
Erlése Wartungsvertrage 20%

Erlése Fernwartung 20%

Erlése Shop 20%

Warenerlose 20 %

Erlése EU

4050
4113

Vermittlungsprovisionen Deutschland
Erlése sonstige Leistungen EU

Erlésminderungen

4400

Erlésberichtigungen (0%o)

2. sonstige betriebliche Ertrage

4356
4800
4830
4860
4866
4881
4995
8130

Offentlicher Zuschuss 0 %
Sonstige betriebliche Ertrage 20 %
Sonstige betriebliche Ertrage 0 %

Kursgewinne Fremdwé&hrungstransaktionen

Kurzarbeitsbeihilfe
Versicherungsvergutungen

Aufldsung Sonderposten Investitionszuschuss

Mahngebihren

Gewinn- und Verlustrechnung 2020

3. Aufwendungen fur Material und sonstige bezogene
Herstellungsleistungen

a) Materialaufwand

Waren

5000
5040
5050

5320 Wareneinkauf ig. Erwerb 20 % (mit VSt)

Wareneinkauf 20 %
Wareneinkauf 0 %
Wareneinsatz

Werkzeuge und Erzeugungshilfsmittel

5500 Werkzeuge und andere Erzeugungshilfsmittel

Brenn- und Treibstoffe, Energie, Wasser

5621

Abfallentsorgung

Bezugskosten

5440

Bezugskosten

b) Aufwendungen fur bezogene Leistungen

5700

Fremdleistungen

2020 2019
EUR EUR
144.290,92 79.323,98
31.589,65 30.958,39
393,36 896,00
676,76 0,00
0,00 -2.857,14
52.955,20 29.594,66
0,00 2.741,00
9.729,05 1.770,62
66.204,48 18.469,70
44.773,75 8.307,12
350.613,17 169.204,33
2.567,80 7.919,09
29.885,30 501,61
32.453,10 8.420,70
-429,98 0,00
382.636,29 177.625,03
15.263,55 7.050,00
22,50 341,66
3.326,68 22,00
-44,26 0,00
17.824,79 0,00
537,32 2.634,04
4.992,96 0,00
376,62 46,28
42.300,16 10.093,98
-16.132,41 -1.359,40
-1.612,06 -404,27
4.110,82 389,86
-32.698,46 -8.035,01
-46.332,11 -9.408,82
-570,75 0,00
-157,00 0,00
-25,10 0,00
-47.084,96 -9.408,82
-13.381,94 0,00
-60.466,90 -9.408,82
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Gewinn- und Verlustrechnung 2020
HELFERLINE GmbH
FN 449634b

2020 2019
EUR EUR
4. Personalaufwand
a) Gehalter
6200 Gehalter -147.297,04 -94.892,90
6220 Nichtleistungsgehélter -2.824,12 0,00
6230 Pramien und Provisionen (Angestellte) -671,61 0,00
6240 Sonderzahlungen (Angestellte) -25.796,90 -18.581,58
6418 Verédnderung Urlaubsriuckstellung (Angestellte) -761,79 -2.991,39
-177.351,46 -116.465,87
b) soziale Aufwendungen
6405 Abfertigungsaufwand (Angestellte) -4.000,00 0,00
6407 Betriebliche Vorsorgekasse (BVK) Angestellte -2.666,87 -1.663,67
6605 gesetzlicher Sozialaufwand (Angestellte) -38.767,13 -23.216,49
6621 Dienstgeberbeitrag (Angestellte) -7.043,01 -4.425,52
6631 Dienstgeberzuschlag (Angestellte) -686,23 -431,18
6641 Kommunalsteuer (Angestellte) -5.164,95 -3.404,24
6651 Wiener Dienstgeberabgabe (U-Bahn Angestellte) -646,00 -408,00
6661 Verédnderung Urlaubsrickstellung LNK -213,87 -926,79
6790 freiwilliger Sozialaufwand -3.771,88 -3.158,16
-62.959,94 -37.634,05
-240.311,40 -154.099,92
5. Abschreibungen
a) auf immaterielle Gegenstdnde des Anlagevermdgens und
Sachanlagen
7010 Abschreibung immaterielles Anlagevermogen -10.611,52 -21.201,32
7020 Abschreibung auf Sachanlagevermégen -6.811,82 -1.077,17
7021 Sofortabschreibung auf geringwertiges
Sachanlagevermdgen -15.016,71 -3.974,50
-32.440,05 -26.252,99
6. sonstige betriebliche Aufwendungen
Steuern, soweit sie nicht unter Steuern vom Einkommen fallen
7180 Sonstige Gebuhren und Abgaben -170,97 -358,07
7190 PayBox Gebuhren -18,00 0,00
7780 Grundumlage -553,00 -225,00
-741,97 -583,07
Aufwand fur Instandhaltung, Betriebskosten
7200 Instandhaltung -4.132,41 -751,75
7210 Reinigung durch Dritte -3.919,65 -2.546,56
7215 Reinigungsmaterial -643,73 -319,32
7230 Strom -2.137,94 -2.851,22
-10.833,73 -6.468,85
Transportaufwand
7300 Transporte durch Dritte -356,50 0,00
Reise- und Fahrtaufwand
7340 Reisespesen -1.370,94 -3.147,10
7345 Kilometergelder -213,36 0,00
-1.584,30 -3.147,10
Aufwand fur Miete
7400 Mietaufwand unbewegliche Wirtschaftsguter 20 % -179,17 -563,67
7410 Miete Buro -17.739,98 -18.369,48

Seite 10



Gewinn- und Verlustrechnung 2020
HELFERLINE GmbH

FN 449634b
2020 2019
EUR EUR
7420 Miete Shop -25.962,17 0,00
-43.881,32 -18.933,15
Provisionen an Dritte
7540 Provisionen an Dritte -3.841,40 -185,50
7545 Gebuhren Transact -4.017,82 -7.000,00
-7.859,22 -7.185,50
Geschéaftsfuhrerentgelte
7585 Geschaftsfuhrerbezug -35.134,73 -34.861,21
7586 Geschaftsfuhrerbezug GNK -2.677,33 -2.641,97
-37.812,06 -37.503,18
Aufwand fur Biromaterial
7600 Buromaterial und Drucksorten -510,74 -587,01
7630 Fachliteratur und Zeitungen -367,81 -230,99
-878,55 -818,00
Nachrichtenaufwand
7380 Telefon -4.480,78 -2.802,60
7381 Internet -1.166,96 -623,73
7383 EDV-Aufwand -1.178,28 -175,08
7385 0800 Hotline -8.044,34 -4.280,39
7386 0900 Hotline -348,00 -395,68
7387 Callcenter -68.309,30 -42.202,37
7388 4990 Hotline -282,07 -116,00
7390 Post- und Telegrammgebuhren -2.991,76 -1.138,03
-86.801,49 -51.733,88
Aufwand fur Werbung
7050 Website, Domain und Hosting -2.991,37 -3.551,71
7650 Werbung -44.906,68 -53.072,98
7651 Inserate und Prospekte -79,00 0,00
7654 Werbung Rabattaktionen -11.318,34 -5.450,97
7660 Bewirtungskosten -479,92 -320,88
7661 Reprasentation nicht abzugsfahig -462,90 0,00
-60.238,21 -62.396,54
Aufwand fur Versicherungen
7700 Sachversicherungen -3.243,25 -1.206,92
Rechts- und Beratungsaufwand und Steuerberatung
7740 Steuerberatungsaufwand -525,00 -1.967,50
7750 Rechts- und Beratungsaufwand -269,65 -2.075,62
7755 Buchhaltungsaufwand -2.225,00 -2.000,00
7761 Sonstige Beratung 48,22 0,00
7765 Lohnverrechnungsaufwand -4.972,50 -2.542,50
-7.943,93 -8.585,62
Aufwand fur Aus- und Weiterbildung
7770 Aus- und Weiterbildung -3.300,00 0,00
Gebuhren und Beitrage
7782 Kammerumlage -158,99 -97,93
Spesen des Geldverkehrs
7790 Spesen des Geldverkehrs -2.161,82 -1.041,81
7791 Spesen Kartenzahlungen -336,56 -65,89
7792 Spesen Verkauf Online Shop -48,70 0,00
-2.547,08 -1.107,70
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Gewinn- und Verlustrechnung 2020

HELFERLINE GmbH
FN 449634b

10.

11.

12.

13.

14.

15.

16.

Abschreibungen auf das Umlaufvermogen
7802 Abschreibung von Forderungen 20 %

Schadensfalle
7800 Schadensfalle

diverse betriebliche Aufwendungen

6680 Centausgleich

7785 Mitgliedsbeitrage

7840 sonstige betriebliche Aufwendungen
7841 Firmenbuchgebihren

7850 Kursdifferenzen

. Zwischensumme aus Z 1 bis 6 (Betriebsergebnis)

. sonstige Zinsen und ahnliche Ertrage

8100 Zinsertrage aus Bankguthaben
8120 Kundenverzugszinsen 0 %

. Zinsen und ahnliche Aufwendungen

8280 Zinsen fur Bankkredite
8285 Verzugszinsen
8290 Zinsen fur Darlehen

Zwischensumme aus Z 8 bis 9 (Finanzergebnis)
Ergebnis vor Steuern (Summe aus Z 7 und Z 10)

Steuern vom Einkommen

8500 Kdrperschaftsteuer
8530 Korperschaftsteuer aus Vorperioden
8540 Kapitalertragsteuer

Ergebnis nach Steuern
Jahresfehlbetrag

Verlust-/Gewinnvortrag aus dem Vorjahr

9380 Gewinnvortrag aus Vorjahren
9381 Verlustvortrag aus Vorjahren

Bilanzverlust

2020 2019
EUR EUR

-127,42 -630,71
-1.143,90 -2.773,99
0,54 -1,15

-250,00 0,00
-750,00 -4,00

0,00 -190,80

-54,99 -0,60
-1.054,45 -196,55
-270.506,37 -203.368,69
-178.788,27 -205.411,41
0,00 7,14

101,58 0,00
101,58 7,14
-2.895,36 -10,30
-355,65 0,00
-24,11 0,00
-3.275,12 -10,30
-3.173,54 -3,16
-181.961,81 -205.414,57
-500,00 -500,00

1,00 0,00

0,00 -1,79
-499,00 -501,79
-182.460,81 -205.916,36
-182.460,81 -205.916,36
37.065,26 37.065,26
-222.951,26 -17.034,90
-185.886,00 20.030,36
-368.346,81 -185.886,00
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K VIER
K w> DER STEUERBERATER
S UND WIRTSCHAFTSPRUFER

Allgemeine
Auftragsbedingungen
fur Wirtschaftstreuhandberufe

(AAB 2018)

Empfohlen vom Vorstand der Kammer der Steuerberater
Wirtschaftsprufer zuletzt mit Beschluss vom 18.04.2018

und

Praambel und Allgemeines

(1) Auftrag im Sinne dieser Bedingungen meint jeden Vertrag Giber vom zur
Ausiibung eines Wirtschaftstreuhandberufes Berechtigten in Ausiibung
dieses Berufes zu erbringende Leistungen (sowohl faktische Tatigkeiten
als auch die Besorgung oder Durchfiihrung von Rechtsgeschéften oder
Rechtshandlungen, jeweils im Rahmen der 88 2 oder 3 Wirtschafts-
treuhandberufsgesetz 2017 (WTBG 2017). Die Parteien des Auftrages
werden in Folge zum einen ,Auftragnehmer”, zum anderen ,Auftraggeber”
genannt).

(2) Diese Allgemeinen Auftragsbedingungen fur Wirtschaftstreuhandberufe
gliedern sich in zwei Teile: Die Auftragsbedingungen des |. Teiles gelten
fur Auftrdge, bei denen die Auftragserteilung zum Betrieb des
Unternehmens des Auftraggebers (Unternehmer iSd KSchG) gehort. Fur
Verbraucher- geschéfte gemafl? Konsumentenschutzgesetz (Bundesgesetz
vom 8.3.1979/BGBI Nr.140 in der derzeit giltigen Fassung) gelten sie
insoweit der II. Teil keine abweichenden Bestimmungen fiir diese enthalt.

(3) Im Falle der Unwirksamkeit einer einzelnen Bestimmung ist diese durch
eine wirksame, die dem angestrebten Ziel mdglichst nahe kommt, zu
ersetzen.

I.TEIL
1. Umfang und Ausfiihrung des Auftrages

(1) Der Umfang des Auftrages ergibt sich in der Regel aus der schriftlichen
Auftragsvereinbarung zwischen Auftraggeber und Auftragnehmer. Fehlt
diesbeziglich eine detaillierte schriftliche Auftragsvereinbarung gilt im
Zweifel (2)-(4):

(2) Bei Beauftragung mit Steuerberatungsleistungen umfasst die
Beratungstatigkeit folgende Tétigkeiten:

a) Ausarbeitung der Jahressteuererkldrungen fur die Einkommen- oder
Korperschaftsteuer sowie Umsatzsteuer und zwar auf Grund der vom
Auftraggeber vorzulegenden oder (bei entsprechender Vereinbarung) vom
Auftragnehmer erstellten Jahresabschlisse und sonstiger, fur die Besteue-
rung erforderlichen Aufstellungen und Nachweise. Wenn nicht
ausdriicklich anders vereinbart, sind die fur die Besteuerung erforderlichen
Aufstellungen und Nachweise vom Auftraggeber beizubringen.

b) Priifung der Bescheide zu den unter a) genannten Erklarungen.

c) Verhandlungen mit den Finanzbehdérden im Zusammenhang mit den
unter a) und b) genannten Erklarungen und Bescheiden.

d) Mitwirkung bei Betriebspriifungen und Auswertung der Ergebnisse von
Betriebsprifungen hinsichtlich der unter a) genannten Steuern.

e) Mitwirkung im Rechtsmittelverfahren hinsichtlich der unter a) genannten
Steuern.

Erhalt der Auftragnehmer fir die laufende Steuerberatung ein
Pauschalhonorar, so sind mangels anderweitiger schriftlicher
Vereinbarungen die unter d) und e) genannten Tétigkeiten gesondert zu
honorieren.

(3) Soweit die Ausarbeitung von einer oder mehreren Jahressteuer-
erklarung(en) zum Ubernommenen Auftrag zahlt, gehért dazu nicht die
Uberpriifung etwaiger besonderer buchmé&Riger Voraussetzungen sowie
die Prifung, ob alle in Betracht kommenden insbesondere umsatzsteuer-
rechtlichen Beglinstigungen wahrgenommen worden sind, es sei denn,
hierliber besteht eine nachweisliche Beauftragung.

(4) Die Verpflichtung zur Erbringung anderer Leistungen gemaR §8§ 2 und 3
WTBG 2017 bedarf jedenfalls nachweislich einer gesonderten
Beauftragung.

(5) Vorstehende Absétze (2) bis (4) gelten nicht bei Sachverstandigen-
tatigkeit.

(6) Es bestehen keinerlei Pflichten des Auftragnehmers zur Leistungs-
erbringung, Warnung oder Aufklarung uber den Umfang des Auftrages
hinaus.

(7) Der Auftragnehmer ist berechtigt, sich zur Durchfiihrung des Auftrages
geeigneter Mitarbeiter und sonstiger Erfullungsgehilfen (Subunternehmer)
zu bedienen, als auch sich bei der Durchfiihrung des Auftrages durch einen
Berufsbefugten substituieren zu lassen. Mitarbeiter im Sinne dieser
Bedingungen meint alle Personen, die den Auftragnehmer auf
regelmagiger oder dauerhafter Basis bei seiner betrieblichen Tatigkeit
unterstiitzen, unabhangig von der Art der rechtsgeschéftlichen Grundlage.

(8) Der Auftragnehmer hat bei der Erbringung seiner Leistungen aus-
schlieBlich 6sterreichisches Recht zu bericksichtigen; auslandisches
Recht ist nur bei ausdricklicher schriftlicher Vereinbarung zu
berucksichtigen.

(9) Andert sich die Rechtslage nach Abgabe der abschlieRenden schrif-
tichen als auch mindlichen beruflichen AuRerung, so ist der
Auftragnehmer nicht verpflichtet, den Auftraggeber auf Anderungen oder
sich daraus ergebende Folgen hinzuweisen. Dies gilt auch fur in sich
abgeschlossene Teile eines Auftrages.

(10) Der Auftraggeber ist verpflichtet dafiir Sorge zu tragen, dass die von
ihm zur Verfligung gestellten Daten vom Auftragnehmer im Rahmen der
Leistungserbringung verarbeitet werden dirfen. Diesbezuglich hat der
Auftraggeber insbesondere aber nicht ausschlieBlich die anwendbaren
datenschutz- und arbeitsrechtlichen Bestimmungen zu beachten.

(11) Bringt der Auftragnehmer bei einer Behorde ein Anbringen
elektronisch ein, so handelt er — mangels ausdriicklicher gegenteiliger
Vereinbarung — lediglich als Bote und stellt dies keine ihm oder einem
einreichend Bevollméachtigten zurechenbare Willens- oder
Wissenserklarung dar.

(12) Der Auftraggeber verpflichtet sich, Personen, die wahrend des
Auftragverhéltnisses Mitarbeiter des Auftragnehmers sind oder waren,
wahrend und binnen eines Jahres nach Beendigung des Auftrags-
verhéltnisses nicht in seinem Unternehmen oder in einem ihm
nahestehenden Unternehmen zu beschéftigen, widrigenfalls er sich zur
Bezahlung eines Jahresbezuges des Ubernommenen Mitarbeiters an den
Auftragnehmer verpflichtet.

2. Aufklarungspflicht des Auftraggebers; Vollstandigkeitserklarung

(1) Der Auftraggeber hat dafiir zu sorgen, dass dem Auftragnehmer auch
ohne dessen besondere Aufforderung alle fur die Ausfuhrung des
Auftrages notwendigen Unterlagen zum vereinbarten Termin und in
Ermangelung eines solchen rechtzeitig in geeigneter Form vorgelegt
werden und ihm von allen Vorgangen und Umstéanden Kenntnis gegeben
wird, die fur die Ausfiihrung des Auftrages von Bedeutung sein kdnnen.
Dies gilt auch fur die Unterlagen, Vorgédnge und Umstande, die erst
wahrend der Tatigkeit des Auftragnehmers bekannt werden.

(2) Der Auftragnehmer ist berechtigt, die ihm erteilten Auskiinfte und tber-
gebenen Unterlagen des Auftraggebers, insbesondere Zahlenangaben, als
richtig und vollstandig anzusehen und dem Auftrag zu Grunde zu legen.
Der Auftragnehmer ist ohne gesonderten schriftichen Auftrag nicht
verpflichtet, Unrichtigkeiten fest zu stellen. Insbesondere gilt dies auch fir
die Rich- tigkeit und Vollstéandigkeit von Rechnungen. Stellt er allerdings
Unrichtig- keiten fest, so hat er dies dem Auftraggeber bekannt zu geben.
Er hat im Finanzstrafverfahren die Rechte des Auftraggebers zu wahren.

(3) Der Auftraggeber hat dem Auftragnehmer die Vollstandigkeit der vorge-
legten Unterlagen sowie der gegebenen Auskunfte und Erklarungen im
Falle von Prifungen, Gutachten und Sachverstandigentétigkeit schriftlich
zu bestatigen.

(4) Wenn bei der Erstellung von Jahresabschlissen und anderen Ab-
schliissen vom Auftraggeber erhebliche Risiken nicht bekannt gegeben
worden sind, bestehen fir den Auftragnehmer insoweit diese Risiken
schlagend werden keinerlei Ersatzpflichten.

(5) Vom Auftragnehmer angegebene Termine und Zeitpléne fur die Fertig-
stellung von Produkten des Auftragnehmers oder Teilen davon sind best-
maogliche Schatzungen und, sofern nicht anders schriftlich vereinbart, nicht
bindend. Selbiges gilt fiir etwaige Honorarschatzungen: diese werden nach
bestem Wissen erstellt; sie sind jedoch stets unverbindlich.

(6) Der Auftraggeber hat dem Auftragnehmer jeweils aktuelle Kontaktdaten
(insbesondere Zustelladresse) bekannt zu geben. Der Auftragnehmer darf
sich bis zur Bekanntgabe neuer Kontaktdaten auf die Glltigkeit der zuletzt
vom Auftraggeber bekannt gegebenen Kontaktdaten verlassen, insbe-
sondere Zustellung an die zuletzt bekannt gegebene Adresse vornehmen
lassen.
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3. Sicherung der Unabhangigkeit

(1) Der Auftraggeber ist verpflichtet, alle Vorkehrungen zu treffen, um zu
verhindern, dass die Unabhangigkeit der Mitarbeiter des Auftragnehmers
geféhrdet wird, und hat selbst jede Gefahrdung dieser Unabhéngigkeit zu
unterlassen. Dies gilt insbesondere fiir Angebote auf Anstellung und fiir
Angebote, Auftrage auf eigene Rechnung zu Gibernehmen.

(2) Der Auftraggeber nimmt zur Kenntnis, dass seine hierfur notwendigen
personenbezogenen Daten sowie Art und Umfang inklusive Leistungs-
zeitraum der zwischen Auftragnehmer und Auftraggeber vereinbarten
Leistungen (sowohl Prifungs- als auch Nicht- prifungsleistungen) zum
Zweck der Uberpriifung des Vorliegens von Befangenheits- oder Aus-
schlieBungsgrinden und Interessenkollisionen in einem allfalligen
Netzwerk, dem der Auftragnehmer angehort, verarbeitet und zu diesem
Zweck an die Ubrigen Mitglieder dieses Netzwerkes auch ins Ausland
Uber- mittelt werden. Hierfir entbindet der Auftraggeber den
Auftragnehmer nach dem Datenschutzgesetz und gemaR § 80 Abs 4 Z 2
WTBG 2017 ausdriicklich von dessen Verschwiegenheitspflicht. Der
Auftraggeber kann die Entbindung von der Verschwiegenheitspflicht
jederzeit widerrufen.

4. Berichterstattung und Kommunikation

(1) (Berichterstattung durch den Auftragnehmer) Bei Prifungen und Gut-
achten ist, soweit nichts anderes vereinbart wurde, ein schriftlicher Bericht
zu erstatten.

(2) (Kommunikation an den Auftraggeber) Alle auftragsbezogenen Aus-
kiinfte und Stellungnahmen, einschlieBlich Berichte, (allesamt Wissens-
erklarungen) des Auftragnehmers, seiner Mitarbeiter, sonstiger Erfullungs-
gehilfen oder Substitute (,berufliche AuRerungen®) sind nur dann verbind-
lich, wenn sie schriftlich erfolgen. Berufliche AuBerungen in elektronischen
Dateiformaten, welche per Fax oder E-Mail oder unter Verwendung
ahnlicher Formen der elektronischen Kommunikation (speicher- und
wiedergabefahig und nicht miindlich dh zB SMS aber nicht Telefon)
erfolgen, Ubermittelt oder bestétigt werden, gelten als schriftlich; dies gilt
ausschlieRlich fiir berufliche AuRerungen. Das Risiko der Erteilung der
beruflichen AuRerungen durch dazu Nichtbefugte und das Risiko der
Ubersendung dieser tragt der Auftraggeber.

(3) (Kommunikation an den Auftraggeber) Der Auftraggeber stimmt hiermit
zu, dass der Auftragnehmer elektronische Kommunikation mit dem
Auftraggeber (zB via E-Mail) in unverschlisselter Form vornimmt. Der Auf-
traggeber erklart, Uber die mit der Verwendung elektronischer Kom-
munikation verbundenen Risiken (insbesondere Zugang, Geheimhaltung,
Verdnderung von Nachrichten im Zuge der Ubermittiung) informiert zu
sein. Der Auftragnehmer, seine Mitarbeiter, sonstigen Erfiillungsgehilfen
oder Substitute haften nicht fur Schaden, die durch die Verwendung elek-
tronischer Kommunikationsmittel verursacht werden.

(4) (Kommunikation an den Auftragnehmer) Der Empfang und die Weiter-
leitung von Informationen an den Auftragnehmer und seine Mitarbeiter sind
bei Verwendung von Telefon — insbesondere in Verbindung mit auto-
matischen Anrufbeantwortungssystemen, Fax, E-Mail und anderen
Formen der elektronischen Kommunikation — nicht immer sichergestellt.
Auftrage und wichtige Informationen gelten daher dem Auftragnehmer nur
dann als zugegangen, wenn sie auch physisch (nicht (fern-)mindlich oder
elektronisch) zugegangen sind, es sei denn, es wird im Einzelfall der
Empfang ausdriicklich bestatigt. Automatische Ubermittlungs- und Lese-
bestatigungen gelten nicht als solche ausdricklichen Empfangs-
bestatigungen. Dies gilt insbesondere fiir die Ubermittlung von Bescheiden
und anderen Informationen Uber Fristen. Kritische und wichtige Mit-
teilungen missen daher per Post oder Kurier an den Auftragnehmer
gesandt werden. Die Ubergabe von Schriftsticken an Mitarbeiter
auRerhalb der Kanzlei gilt nicht als Ubergabe.

(5) (Allgemein) Schriftich meint insoweit in Punkt 4 (2) nicht anderes
bestimmt, Schriftlichkeit iSd § 886 ABGB (Unterschriftlichkeit). Eine fort-
geschrittene elektronische Signatur (Art. 26 elDASVO, (EU) Nr. 910/2014)
erfullt das Erfordernis der Schriftlichkeit iSd § 886 ABGB (Unter-
schriftlichkeit), soweit dies innerhalb der Parteiendisposition liegt.

(6) (Werbliche Information) Der Auftragnehmer wird dem Auftraggeber
wie- derkehrend allgemeine steuerrechtliche und allgemeine wirtschafts-
rechtliche Informationen elektronisch (zB per E-Mail) Gbermitteln. Der Auf-
traggeber nimmt zur Kenntnis, dass er das Recht hat, der Zusendung von
Direktwerbung jederzeit zu widersprechen.

5. Schutz des geistigen Eigentums des Auftragnehmers

(1) Der Auftraggeber ist verpflichtet, dafir zu sorgen, dass die im Rahmen
des Auftrages vom Auftragnehmer erstellten Berichte, Gutachten, Organi-
sationsplane, Entwirfe, Zeichnungen, Berechnungen und dergleichen nur
fur Auftragszwecke (z.B. gemaR § 44 Abs 3 EStG 1988) verwendet
werden. Im Ubrigen bedarf die Weitergabe schriftlicher als auch
miindlicher beruflicher AuRerungen des Auftragnehmers an einen Dritten
zur

Nutzung der schriftlichen Zustimmung des Auftragnehmers.

(2) Die Verwendung schriftlicher als auch mundlicher beruflicher AuRe-
rungen des Auftragnehmers zu Werbezwecken ist unzuléssig; ein Verstof3
berechtigt den Auftragnehmer zur fristlosen Kundigung aller noch nicht
durchgefiihrten Auftrage des Auftraggebers.

(3) Dem Auftragnehmer verbleibt an seinen Leistungen das Urheberrecht.
Die Einrdumung von Werknutzungsbewilligungen bleibt der schriftlichen
Zu- stimmung des Auftragnehmers vorbehalten.

6. Mangelbeseitigung

(1) Der Auftragnehmer ist berechtigt und verpflichtet, nachtréglich hervor-
kommende Unrichtigkeiten und Mangel in seiner schriftichen als auch
mindlichen beruflichen AuRerung zu beseitigen, und verpflichtet, den
Auftraggeber hiervon unverziglich zu verstéandigen. Er ist berechtigt, auch
ber die urspriingliche berufliche AuRerung informierte Dritte von der
Anderung zu verstandigen.

(2) Der Auftraggeber hat Anspruch auf die kostenlose Beseitigung von
Unrichtigkeiten, sofern diese durch den Auftragnehmer zu vertreten sind,;
dieser Anspruch erlischt sechs Monate nach erbrachter Leistung des
Auftragnehmers bzw. — falls eine schriftiche berufliche AuRerung nicht
abgegeben wird — sechs Monate nach Beendigung der beanstandeten
Tétigkeit des Auftragnehmers.

(3) Der Auftraggeber hat bei Fehlschlagen der Nachbesserung etwaiger
Mangel Anspruch auf Minderung. Soweit darliber hinaus Schadenersatz-
anspriiche bestehen, gilt Punkt 7.

7. Haftung

(1) Samtliche Haftungsregelungen gelten fiir alle Streitigkeiten im
Zusammenhang mit dem Auftragsverhdltnis, gleich aus welchem
Rechtsgrund. Der Auftragnehmer haftet fir Schaden im Zusammenhang
mit dem Auftragsverhéltnis (einschlief3lich dessen Beendigung) nur bei
Vorsatz und grober Fahrlassigkeit. Die Anwendbarkeit des § 1298 Satz 2
ABGB wird ausgeschlossen.

(2) Im Falle grober Fahrlassigkeit betragt die Ersatzpflicht des Auftrag-
nehmers hochstens das zehnfache der Mindestversicherungssumme der
Berufshaftpflichtversicherung geman § 11
Wirtschaftstreuhandberufsgesetz 2017 (WTBG 2017) in der jeweils
geltenden Fassung.

(3) Die Beschrankung der Haftung gemaR Punkt 7 (2) bezieht sich auf den
einzelnen Schadensfall. Der einzelne Schadensfall umfasst samtliche Fol-
gen einer Pflichtverletzung ohne Rucksicht darauf, ob Schaden in einem
oder in mehreren aufeinander folgenden Jahren entstanden sind. Dabei gilt
mehrfaches auf gleicher oder gleichartiger Fehlerquelle beruhendes Tun
oder Unterlassen als eine einheitliche Pflichtverletzung, wenn die betref-
fenden Angelegenheiten miteinander in rechtlichem und wirtschaftlichem
Zusammenhang stehen. Ein einheitlicher Schaden bleibt ein einzelner
Schadensfall, auch wenn er auf mehreren Pflichtverletzungen beruht.
Weiters ist, auBer bei vorsatzlicher Schadigung, eine Haftung des Auftrag-
nehmers fur entgangenen Gewinn sowie Begleit-, Folge-, Neben oder
ahnliche Schaden, ausgeschlossen.

(4) Jeder Schadenersatzanspruch kann nur innerhalb von sechs Monaten
nachdem der oder die Anspruchsberechtigten von dem Schaden Kenntnis
erlangt haben, spéatestens aber innerhalb von drei Jahren ab Eintritt des
(Primér)Schadens nach dem anspruchsbegriindenden Ereignis gerichtlich
geltend gemacht werden, sofern nicht in gesetzlichen Vorschriften
zwingend andere Verjahrungsfristen festgesetzt sind.

(5) Im Falle der (tatbestandsméaRigen) Anwendbarkeit des § 275 UGB
gelten dessen Haftungsnormen auch dann, wenn an der Durchfiihrung des
Auftrages mehrere Personen beteiligt gewesen oder mehrere zum Ersatz
verpflichtende Handlungen begangen worden sind und ohne Riicksicht
darauf, ob andere Beteiligte vorsétzlich gehandelt haben.

(6) In Fallen, in denen ein formlicher Bestatigungsvermerk erteilt wird,
beginnt die Verjahrungsfrist spatestens mit Erteilung des Bestatigungs-
vermerkes zu laufen.

(7) Wird die Tatigkeit unter Einschaltung eines Dritten, z.B. eines Daten
ver- arbeitenden  Unternehmens, durchgefuhrt, so gelten mit
Benachrichtigung des Auftraggebers dariiber nach Gesetz oder Vertrag be-
oder entstehende Gewadhrleistungs- und Schadenersatzanspriiche gegen
den Dritten als an den Auftraggeber abgetreten. Der Auftragnehmer haftet,
un- beschadet Punkt 4. (3), diesfalls nur fiir Verschulden bei der Auswabhl
des Dritten.

(8) Eine Haftung des Auftragnehmers Dritten gegentber ist in jedem Fall
ausgeschlossen. Geraten Dritte mit der Arbeit des Auftragnehmers wegen
des Auftraggebers in welcher Form auch immer in Kontakt hat der
Auftraggeber diese tber diesen Umstand ausdrucklich aufzuklaren. Soweit

Seite 14



ein solcher Haftungsausschluss gesetzlich nicht zulassig ist oder eine
Haftung gegenuber Dritten vom Auftragnehmer ausnahmsweise tibernom-
men wurde, gelten subsididr diese Haftungsbeschrankungen jedenfalls
auch gegenuber Dritten. Dritte konnen jedenfalls keine Anspriche stellen,
die Uber einen allfélligen Anspruch des Auftraggebers hinausgehen. Die
Haftungshochstsumme gilt nur insgesamt einmal fir alle Geschadigten,
einschlieBlich der Ersatzanspriiche des Auftraggebers selbst, auch wenn
mehrere Personen (der Auftraggeber und ein Dritter oder auch mehrere
Dritte) geschadigt worden sind; Geschadigte werden nach ihrem
Zuvorkommen befriedigt. Der Auftraggeber wird den Auftragnehmer und
dessen Mitarbeiter von samtlichen Anspriichen Dritter im Zusammenhang
mit der Weitergabe schriftlicher als auch miindlicher beruflicher AuRe-
rungen des Auftragnehmers an diese Dritte schad- und klaglos halten.

(9) Punkt 7 gilt auch fir allféllige Haftungsanspriiche des Auftraggebers im
Zusammenhang mit dem Auftragsverhéltnis gegeniber Dritten (Erfillungs-
und Besorgungsgehilfen des Auftragnehmers) und den Substituten des
Auftragnehmers.

8. Verschwiegenheitspflicht, Datenschutz

(1) Der Auftragnehmer ist gemafl? § 80 WTBG 2017 verpflichtet, tber alle
Angelegenheiten, die ihm im Zusammenhang mit seiner Tatigkeit fur den
Auftraggeber bekannt werden, Stillschweigen zu bewahren, es sei denn,
dass der Auftraggeber ihn von dieser Schweigepflicht entbindet oder
gesetzliche AuRerungspflichten entgegen stehen.

(2) Soweit es zur Verfolgung von Ansprichen des Auftragnehmers (ins-
besondere Anspriiche auf Honorar) oder zur Abwehr von Anspriichen
gegen den Auftragnehmer (insbesondere Schadenersatzanspriiche des
Auftraggebers oder Dritter gegen den Auftragnehmer) notwendig ist, ist
der Auftragnehmer von seiner beruflichen Verschwiegenheitspflicht
entbunden.

(3) Der Auftragnehmer darf Berichte, Gutachten und sonstige schriftliche
berufliche AuRerungen tber die Ergebnisse seiner Tatigkeit Dritten nur mit
Einwilligung des Auftraggebers aushandigen, es sei denn, dass eine
gesetzliche Verpflichtung hierzu besteht.

(4) Der Auftragnehmer ist datenschutzrechtlich Verantwortlicher im Sinne
der Datenschutz-Grundverordnung (,DSGVO*) hinsichtlich aller im Rah-
men des Auftrages verarbeiteter personenbezogenen Daten. Der Auf-
tragnehmer ist daher befugt, ihm anvertraute personenbezogene Daten im
Rahmen der Grenzen des Auftrages zu verarbeiten. Dem Auftragnehmer
Uberlassene Materialien (Papier und Datentréger) werden grundséatzlich
nach Beendigung der diesbeziglichen Leistungserbringung dem Auftrag-
geber oder an vom Auftraggeber namhaft gemachte Dritte Uibergeben oder
wenn dies gesondert vereinbart ist vom Auftragnehmer verwahrt oder
vernichtet. Der Auftragnehmer ist berechtigt Kopien davon aufzubewahren
soweit er diese zur ordnungsgeméafRen Dokumentation seiner Leistungen
bendétigt oder es rechtlich geboten oder berufstblich ist.

(5) Sofern der Auftragnehmer den Auftraggeber dabei unterstitzt, die den
Auftraggeber als datenschutzrechtlich Verantwortlichen treffenden
Pflichten gegenuiber Betroffenen zu erfiillen, so ist der Auftragnehmer
berechtigt, den entstandenen tatsachlichen Aufwand an den Auftraggeber
zu verrech- nen. Gleiches gilt, fir den Aufwand der fur Auskiinfte im
Zusammenhang mit dem Auftragsverhaltnis anféllt, die nach Entbindung
von der Verschwie- genheitspflicht durch den Auftraggeber gegeniber
Dritten diesen Dritten erteilt werden.

9. Rucktritt und Kiindigung (,Beendigung®)

(1) Die Erklarung der Beendigung eines Auftrags hat schriftlich zu
erfolgen (siehe auch Punkt. 4 (4) und (5)). Das Erléschen einer
bestehenden Vollmacht bewirkt keine Beendigung des Auftrags.

(2) Soweit nicht etwas anderes schriftlich vereinbart oder gesetzlich
zwingend vorgeschrieben ist, kdnnen die Vertragspartner den Vertrag
jederzeit mit sofortiger Wirkung beendigen. Der Honoraranspruch
bestimmt sich nach Punkt 11.

(3) Ein Dauerauftrag (befristeter oder unbefristeter Auftrag Uber, wenn
auch nicht ausschlielich, die Erbringung wiederholter Einzelleistungen,
auch mit Pauschalverglitung) kann allerdings, soweit nichts anderes
schriftlich vereinbart ist, ohne Vorliegen eines wichtigen Grundes nur unter
Ein- haltung einer Frist von drei Monaten (,Beendigungsfrist‘) zum Ende
eines Kalendermonats beendet werden.

(4) Nach Erklarung der Beendigung eines Dauerauftrags — sind, soweit im
Folgenden nicht abweichend bestimmt, nur jene einzelnen Werke vom
Auftragnehmer noch fertigzustellen (verbleibender Auftragsstand), deren
vollstéandige Ausfiihrung innerhalb der Beendigungsfrist (grundsétzlich)
maoglich ist, soweit diese innerhalb eines Monats nach Beginn des Laufs
der Beendigungsfrist dem Auftraggeber schriftlich im Sinne des Punktes 4
(2) bekannt gegeben werden. Der verbleibende Auftragsstand ist innerhalb
der Beendigungsfrist fertig zu stellen, sofern samtliche erforderlichen

Unterlagen rechtzeitig zur Verfiigung gestellt werden und soweit nicht ein
wichtiger Grund vorliegt, der dies hindert.

(5) Wéaren bei einem Dauerauftrag mehr als 2 gleichartige, ublicherweise
nur einmal jéhrlich zu erstellende Werke (z.B. Jahresabschliisse, Steuer-
erklarungen etc.) fertig zu stellen, so zéhlen die uber 2 hinaus gehenden
Werke nur bei ausdriicklichem Einverstandnis des Auftraggebers zum ver-
bleibenden Auftragsstand. Auf diesen Umstand ist der Auftraggeber in der
Bekanntgabe gemaf Punkt 9 (4) gegebenenfalls ausdriicklich hinzuweisen.

10. Beendigung bei Annahmeverzug und unterlassener Mitwirkung des
Auftraggebers und rechtlichen Ausfiihrungshindernissen

(1) Kommt der Auftraggeber mit der Annahme der vom Auftragnehmer an-
gebotenen Leistung in Verzug oder unterlasst der Auftraggeber eine ihm
nach Punkt 2. oder sonst wie obliegende Mitwirkung, so ist der Auftrag-
nehmer zur fristiosen Beendigung des Vertrages berechtigt. Gleiches gilt,
wenn der Auftraggeber eine (auch teilweise) Durchfuhrung des Auftrages
verlangt, die, nach begriindetem Dafirhalten des Auftragnehmers, nicht der
Rechtslage oder berufsiiblichen Grundsétzen entspricht. Seine Honorar-
anspruche bestimmen sich nach Punkt 11. Annahmeverzug sowie unter-
lassene Mitwirkung seitens des Auftraggebers begrinden auch dann den
Anspruch des Auftragnehmers auf Ersatz der ihm hierdurch entstandenen
Mehraufwendungen sowie des verursachten Schadens, wenn der Auftrag-
nehmer von seinem Kiindigungsrecht keinen Gebrauch macht.

(2) Bei Vertragen Uber die Fuhrung der Bicher, die Vornahme der
Personalsachbearbeitung oder Abgabenverrechnung ist eine fristlose
Beendigung durch den Auftragnehmer gemaf Punkt 10 (1) zulassig, wenn
der Auftraggeber seiner Mitwirkungspflicht gemaR Punkt 2. (1) zweimal
nachweislich nicht nachkommt.

11. Honoraranspruch

(1) Unterbleibt die Ausfiihrung des Auftrages (z.B. wegen Rucktritt oder
Kiindigung), so gebuhrt dem Auftragnehmer gleichwohl das vereinbarte
Entgelt (Honorar), wenn er zur Leistung bereit war und durch Umsténde,
deren Ursache auf Seiten des Auftraggebers liegen, ein bloRes Mit-
verschulden des Auftragnehmers bleibt diesbezuglich auBer Ansatz, daran
gehindert worden ist; der Auftragnehmer braucht sich in diesem Fall nicht
anrechnen zu lassen, was er durch anderweitige Verwendung seiner und
seiner Mitarbeiter Arbeitskraft erwirbt oder zu erwerben unterlésst.

(2) Bei Beendigung eines Dauerauftrags gebuhrt das vereinbarte Entgelt
fur den verbleibenden Auftragsstand, sofern er fertiggestellt wird oder dies
aus Grunden, die dem Auftraggeber zuzurechnen sind, unterbleibt (auf
Punkt 11. (1) wird verwiesen). Vereinbarte Pauschalhonorare sind gege-
benenfalls zu aliquotieren.

(3) Unterbleibt eine zur Ausfiihrung des Werkes erforderlicheMitwirkung
des Auftraggebers, so ist der Auftragnehmer auch berechtigt, ihm zur
Nach- holung eine angemessene Frist zu setzen mit der Erklarung, dass
nach fruchtlosem Verstreichen der Frist der Vertrag als aufgehoben gelte,
im Ubrigen gelten die Folgen des Punkt 11. (1).

(4) Bei Nichteinhaltung der Beendigungsfrist geméan Punkt 9. (3) durch den
Auftraggeber, sowie bei Vertragsauflésung geméan Punkt 10. (2) durch den
Auftragnehmer behélt der Auftragnehmer den vollen Honoraranspruch fir
drei Monate.

12. Honorar

(1) Sofern nicht ausdriicklich Unentgeltlichkeit vereinbart ist, wird jedenfalls
gemal § 1004 und § 1152 ABGB eine angemessene Entlohnung geschul-
det. Hohe und Art des Honoraranspruchs des Auftragnehmers ergeben
sich aus der zwischen ihm und seinem Auftraggeber getroffenen
Vereinbarung. Sofern nicht nachweislich eine andere Vereinbarung
getroffen wurde sind Zahlungen des Auftraggebers immer auf die alteste
Schuld anzurechnen.

(2) Die kleinste verrechenbare Leistungseinheit betréagt eine Viertelstunde.
(3) Auch die Wegzeit wird im notwendigen Umfang verrechnet.

(4) Das Aktenstudium in der eigenen Kanzlei, das nach Art und Umfang zur
Vorbereitung des Auftragnehmers notwendig ist, kann gesondert
verrechnet werden.

(5) Erweist sich durch nachtraglich hervorgekommene besondere Um-
stande oder auf Grund besonderer Inanspruchnahme durch den Auftrag-
geber ein bereits vereinbartes Entgelt als unzureichend, so hat der Auftrag-
nehmer  den  Auftraggeber  darauf  hinzuweisen und  sind
Nachverhandlungen zur Vereinbarung eines angemessenen Entgelts zu
fuhren (auch bei unzureichenden Pauschalhonoraren).
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(6) Der Auftragnehmer verrechnet die Nebenkosten und die Umsatzsteuer
zusatzlich. Beispielhaft aber nicht abschlieend im Folgenden (7) bis (9):

(7) Zu den verrechenbaren Nebenkosten zahlen auch belegte oder pau-
schalierte Barauslagen, Reisespesen (bei Bahnfahrten 1. Klasse), Diaten,
Kilometergeld, Kopierkosten und &hnliche Nebenkosten.

(8) Bei besonderen Haftpflichtversicherungserfordernissen zahlen die
betreffenden Versicherungspramien (inkl. Versicherungssteuer) zu den
Nebenkosten.

(9) Weiters sind als Nebenkosten auch Personal- und Sachaufwendungen
fur die Erstellung von Berichten, Gutachten uéd. anzusehen.

(10) Fur die Ausfiihrung eines Auftrages, dessen gemeinschaftliche Erle-
digung mehreren Auftragnehmern Ubertragen worden ist, wird von jedem
das seiner Tatigkeit entsprechende Entgelt verrechnet.

(11) Entgelte und Entgeltvorschisse sind mangels anderer Vereinba-
rungen sofort nach deren schriftlicher Geltendmachung féllig. Fur Entgelt-
zahlungen, die spater als 14 Tage nach Falligkeit geleistet werden,
kdnnen  Verzugszinsen verrechnet werden. Bei beiderseitigen
Unternehmer- geschéften gelten Verzugszinsen in der in § 456 1. und 2.
Satz UGB festgelegten Hohe.

(12) Die Verjahrung richtet sich nach § 1486 ABGB und beginnt mit Ende
der Leistung bzw. mit spaterer, in angemessener Frist erfolgter Rech-
nungslegung zu laufen.

(13) Gegen Rechnungen kann innerhalb von 4 Wochen ab Rechnungs-
datum schriftich beim Auftragnehmer Einspruch erhoben werden.
Andernfalls gilt die Rechnung als anerkannt. Die Aufnahme einer Rech-
nung in die Bucher gilt jedenfalls als Anerkenntnis.

(14) Auf die Anwendung des § 934 ABGB im Sinne des § 351 UGB, das
ist die Anfechtung wegen Verkirzung tber die Hélfte fir Geschafte unter
Unternehmern, wird verzichtet.

(15) Falls bei Auftragen betreffend die Fuhrung der Biicher, die Vornahme
der Personalsachbearbeitung oder Abgabenverrechnung ein Pauschal-
honorar vereinbart ist, so sind mangels anderweitiger schriftlicher Verein-
barung die Vertretungstatigkeit im Zusammenhang mit abgaben und
beitragsrechtlichen Prifungen aller Art einschlieBlich der Abschluss von
Vergleichen uber Abgabenbemessungs- oder Beitragsgrundlagen, Be-
richterstattung, Rechtsmittelerhebung ué gesondert zu honorieren. Sofern
nichts anderes schriftlich vereinbart ist, gilt das Honorar als jeweils fiir ein
Auftragsjahr vereinbart.

(16) Die Bearbeitung besonderer Einzelfragen im Zusammenhang mit den
im Punkt 12. (15) genannten Tatigkeiten, insbesondere Feststellungen
Uber das prinzipielle Vorliegen einer Pflichtversicherung, erfolgt nur
aufgrund eines besonderen Auftrages.

(17) Der Auftragnehmer kann entsprechende Vorschiisse verlangen und
seine (fortgesetzte) Tatigkeit von der Zahlung dieser Vorschisse
abhangig machen. Bei Dauerauftrdgen darf die Erbringung weiterer
Leistungen bis zur Bezahlung friiherer Leistungen (sowie allfalliger
Vorschiisse gemal} Satz 1) verweigert werden. Bei Erbringung von
Teilleistungen und offener Teilhonorierung gilt dies sinngemag.

(18) Eine Beanstandung der Arbeiten des Auftragnehmers berechtigt,
auBBer bei offenkundigen wesentlichen Mangeln, nicht zur auch nur
teilweisen Zuruickhaltung der ihm nach Punkt 12. zustehenden Honorare,
sonstigen Entgelte, Kostenerséatze und Vorschusse (Vergiltungen).

(19) Eine Aufrechnung gegen Forderungen des Auftragnehmers auf
Vergutungen nach Punkt 12. ist nur mit unbestrittenen oder rechtskraftig
festgestellten Forderungen zuléssig.

13. Sonstiges

(1) Im Zusammenhang mit Punkt 12. (17) wird auf das gesetzliche
Zuriick- behaltungsrecht (§ 471 ABGB, § 369 UGB) verwiesen; wird das
Zuriick- behaltungsrecht zu Unrecht ausgeibt, haftet der Auftragnehmer
grund- satzlich gemaR Punkt 7. aber in Abweichung dazu nur bis zur
Hohe seiner noch offenen Forderung.

(2) Der Auftraggeber hat keinen Anspruch auf Ausfolgung von im Zuge der
Auftragserfillung vom Auftragnehmer erstellten Arbeitspapieren und
ahnlichen Unterlagen. Im Falle der Auftragserfillung unter Einsatz elektro-
nischer Buchhaltungssysteme ist der Auftragnehmer berechtigt, nach
Ubergabe samtlicher vom Auftragnehmer auftragsbezogen damit
erstellter Daten, fur die den Auftraggeber eine Aufbewahrungspflicht trifft,

in einem strukturierten, gangigen und maschinenlesbaren Format an den
Auftraggeber bzw. an den nachfolgenden Wirtschaftstreuhander, die Daten
zu léschen. Fir die Ubergabe dieser Daten in einem strukturierten,
gangigen und maschinenlesbaren Format hat der AuftragnehmerAnspruch
auf ein angemessenes Honorar (Punkt 12 gilt sinngemaR). Ist eine
Ubergabe dieser Daten in einem strukturierten, géngigen und
maschinenlesbaren Format aus besonderen Grinden unmdglich oder
untunlich, kénnen diese ersatzweise im Vollausdruck tbergeben werden.
Eine Honorierung steht diesfalls dafur nicht zu.

(3) Der Auftragnehmer hat auf Verlangen und Kosten des Auftraggebers
alle Unterlagen herauszugeben, die er aus Anlass seiner Tatigkeit von
diesem erhalten hat. Dies gilt jedoch nicht fur den Schriftwechsel zwischen
dem Auftragnehmer und seinem Auftraggeber und fir die Schriftstiicke, die
der Auftraggeber in Urschrift besitzt und fir Schriftsticke, die einer
Aufbewah- rungspflicht nach den fiir den Auftragnehmer geltenden
rechtlichen Bestimmungen zur Verhinderung von Geldwasche unterliegen.
Der Auftrag- nehmer kann von Unterlagen, die er an den Auftraggeber
zurtickgibt, Abschriften oder Fotokopien anfertigen. Sind diese Unterlagen
bereits einmal an den Auftraggeber Ubermittelt worden so hat der
Auftragnehmer Anspruch auf ein angemessenes Honorar (Punkt 12. gilt
sinngeman).

(4) Der Auftraggeber hat die dem Auftragsnehmer ubergebenen Unterlagen
nach Abschluss der Arbeiten binnen 3 Monaten abzuholen. Bei Nichtab-
holung ubergebener Unterlagen kann der Auftragnehmer nach zweimaliger
nachweislicher Aufforderung an den Auftraggeber, ibergebene Unterlagen
abzuholen, diese auf dessen Kosten zuriickstelle und/oder ein angemes-
senes Honorar in Rechnung stellen (Punkt 12. gilt sinngemaR). Die weitere
Aufbewahrung kann auch auf Kosten des Auftraggebers durch Dritte
erfolgen. Der Auftragnehmer haftet im Weiteren nicht fir Folgen aus
Beschadigung, Verlust oder Vernichtung der Unterlagen.

(5) Der Auftragnehmer ist berechtigt, féllige Honorarforderungen mit
etwaigen Depotguthaben, Verrechnungsgeldern, Treuhandgeldern oder
anderen in seiner Gewahrsame befindlichen liquiden Mitteln auch bei aus-
drucklicher Inverwahrungnahme zu kompensieren, sofern der Auftraggeber
mit einem Gegenanspruch des Auftragnehmers rechnen musste.

(6) Zur Sicherung einer bestehenden oder kiinftigen Honorarforderung ist
der Auftragnehmer berechtigt, ein finanzamtliches Guthaben oder ein
anderes Abgaben- oder Beitragsguthaben des Auftraggebers auf ein Ander-
konto zu transferieren. Diesfalls ist der Auftraggeber vom erfolgten Transfer
zu verstandigen. Danach kann der sichergestellte Betrag entweder im
Einvernehmen mit dem Auftraggeber oder bei Vollstreckbarkeit der
Honorar- forderung eingezogen werden.

14. Anzuwendendes Recht, Erfiillungsort, Gerichtsstand
(1) Fur den Auftrag, seine Durchfiihrung und die sich hieraus ergebenden
Anspriiche gilt ausschlief3lich dsterreichisches Recht unter Ausschluss des

nationalen Verweisungsrechts.

(2) Erfullungsort ist der Ort der beruflichen Niederlassung des Auftrag-
nehmers.

(3) Gerichtsstand ist — mangels abweichender schriftlicher Vereinbarung —
das sachlich zusténdige Gericht des Erfullungsortes.
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II. TEIL
15. Erganzende Bestimmungen fiir Verbrauchergeschéfte

(1) Fur Vertrdge zwischen Wirtschaftstreuhéndern und Verbrauchern
gelten die zwingenden Bestimmungen des Konsumentenschutzgesetzes.

(2) Der Auftragnehmer haftet nur fir vorséatzliche und grob fahrlassig ver-
schuldete Verletzung der ibernommenen Verpflichtungen.

(3) Anstelle der im Punkt 7 Abs 2 normierten Begrenzung ist auch im
Falle grober Fahrléassigkeit die Ersatzpflicht des Auftragnehmers nicht
begrenzt.

(4) Punkt 6 Abs 2 (Frist fir Mangelbeseitigungsanspruch) und Punkt 7 Abs
4 (Geltendmachung der Schadenersatzanspriiche innerhalb einer be-
stimmten Frist) gilt nicht.

(5) Ruicktrittsrecht geméan § 3 KSchG:

Hat der Verbraucher seine Vertragserklarung nicht in den vom Auftrag-
nehmer dauernd benitzten Kanzleirdumen abgegeben, so kann er von
seinem Vertragsantrag oder vom Vertrag zuriickireten. Dieser Rucktritt
kann bis zum Zustandekommen des Vertrages oder danach binnen einer
Woche erklart werden; die Frist beginnt mit der Ausfolgung einer
Urkunde, die zumindest den Namen und die Anschrift des
Auftragnehmers sowie eine Belehrung uber das Ricktrittsrecht enthélt, an
den Verbraucher, frihestens jedoch mit dem Zustandekommen des
Vertrages zu laufen. Das Rucktrittsrecht steht dem Verbraucher nicht zu,

1. wenn er selbst die geschaftliche Verbindung mit dem Auftragnehmer
oder dessen Beauftragten zwecks SchlieBung dieses Vertrages ange-
bahnt hat,

2. wenn dem Zustandekommen des Vertrages keine Besprechungen
zwischen den Beteiligten oder ihren Beauftragten vorangegangen sind
oder

3. bei Vertréagen, bei denen die beiderseitigen Leistungen sofort zu
erbringen sind, wenn sie Ublicherweise von Auftragnehmern auRerhalb
ihrer Kanzleirdume geschlossen werden und das vereinbarte Entgelt € 15
nicht Ubersteigt.

Der Rucktritt bedarf zu seiner Rechtswirksamkeit der Schriftform. Es
genligt, wenn der Verbraucher ein Schriftstiick, das seine Vertrags-
erklarung oder die des Auftragnehmers enthalt, dem Auftragnehmer mit
einem Vermerk zurlickstellt, der erkennen lasst, dass der Verbraucher
das Zustandekommen oder die Aufrechterhaltung des Vertrages ablehnt.
Es genigt, wenn die Erklarung innerhalb einer Woche abgesendet wird.
Tritt der Verbraucher gemafR § 3 KSchG vom Vertrag zuriick, so hat Zug
um Zug

1. der Auftragnehmer alle empfangenen Leistungen samt gesetzlichen
Zinsen vom Empfangstag an zuriickzuerstatten und den vom Verbraucher
auf die Sache gemachten notwendigen und nitzlichen Aufwand zu
ersetzen,

2. der Verbraucher dem Auftragnehmer den Wert der Leistungen zu
vergliten, soweit sie ihm zum klaren und Uberwiegenden Vorteil
gereichen. Geméall § 4 Abs 3 KSchG bleiben Schadenersatzanspriiche
unbertihrt.

(6) Kostenvoranschlage gemaf § 5 KSchG:

Fir die Erstellung eines Kostenvoranschlages im Sinn des § 1170a ABGB
durch den Auftragnehmer hat der Verbraucher ein Entgelt nur dann zu
zahlen, wenn er vorher auf diese Zahlungspflicht hingewiesen worden ist.
Wird dem Vertrag ein Kostenvoranschlag des Auftragnehmers zugrunde
gelegt, so gilt dessen Richtigkeit als gewahrleistet, wenn nicht das
Gegen- teil ausdricklich erklart ist.

(7) Mangelbeseitigung: Punkt 6 wird erganzt:

Ist der Auftragnehmer nach § 932 ABGB verpflichtet, seine Leistungen zu

verbessern oder Fehlendes nachzutragen, so hat er diese Pflicht zu
erfiillen, an dem Ort, an dem die Sache uUbergeben worden ist. Ist es fur
den Verbraucher tunlich, die Werke und Unterlagen vom Auftragnehmer
gesendet zu erhalten, so kann dieser diese Ubersendung auf seine
Gefahr und Kosten vornehmen.

(8) Gerichtsstand: Anstelle Punkt 14. (3) gilt:
Hat der Verbraucher im Inland seinen Wohnsitz oder seinen

gewohnlichen Aufenthalt oder ist er im Inland beschéftigt, so kann fur eine
Klage gegen

ihn nach den 8§ 88, 89, 93 Abs 2 und 104 Abs1 JN nur die Zustandigkeit
eines Gerichtes begriindet werden, in dessen Sprengel der Wohnsitz, der
gewohnliche Aufenthalt oder der Ort der Beschéftigung liegt.

(9) Vertrége uber wiederkehrende Leistungen:

(a) Vertrage, durch die sich der Auftragnehmer zu Werkleistungen und
der Verbraucher zu wiederholten Geldzahlungen verpflichten und die fur
eine unbestimmte oder eine ein Jahr uUbersteigende Zeit geschlossen wor-
den sind, kann der Verbraucher unter Einhaltung einer zweimonatigen Frist
zum Ablauf des ersten Jahres, nachher zum Ablauf jeweils eines halben
Jahres kiindigen.

(b) Ist die Gesamtheit der Leistungen eine nach ihrer Art unteilbare Lei-
stung, deren Umfang und Preis schon bei der VertragsschlieRung bestimmt
sind, so kann der erste Kundigungstermin bis zum Ablauf des zweiten
Jahres hinausgeschoben werden. In solchen Vertrdgen kann die Kin-
digungsfrist auf hdchstens sechs Monate verlangert werden.

(c) Erfordert die Erfullung eines bestimmten, in lit. a) genannten
Vertrages erhebliche Aufwendungen des Auftragnehmers und hat er dies
dem Ver- braucher spéatestens bei der VertragsschlieBung bekannt
gegeben, so kénnen den Umstanden angemessene, von den in lit. a) und b)
genannten abweichende Kundigungstermine und Kundigungsfristen
vereinbart werden.

(d) Eine Kundigung des Verbrauchers, die nicht fristgerecht aus-

gesprochen worden ist, wird zum néchsten nach Ablauf der Kiindigungsfrist
liegenden Kiindigungstermin wirksam.
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